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DER MINISTERRAT

Wie schon 1985 bestand die Aufgabe der Ratspräsidentschaften Luxemburgs und
der Niederlande in der Fortführung der Verhandlungen, die den europäischen
Integrationsprozeß vorantreiben sollten.

Die Umstände waren jedoch wesentlich schwieriger. Zwar können gewisse
Parallelen zwischen der vom Dooge-Ausschuß vorbereiteten Verhandlungen zur
Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) und der vom Delors-Ausschuß geprägten
Regierungskonferenz zur Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) gezogen wer-
den. Hingegen war die Regierungskonferenz zur Politischen Union eher unvor-
bereitet und eine Vielzahl von Anträgen, Vorschlägen, Entwürfen und Arbeits-
papieren (non-papers) mußten von den Außenministern und den persönlichen
Vertretern und schließlich vom Europäischen Rat diskutiert werden, bevor es zu
dem erfolgreichen Abschluß des Vertrages von Maastricht im Dezember 1991
kam. Dabei überrascht es nicht, daß die Präsidentschaften beider Länder von den
Regierungskonferenzen geprägt wurden. Kennzeichnend dafür war zum Beispiel,
daß die Personaldecke der luxemburgischen Botschaften mit der Übernahme der
Präsidentschaft auf der ganzen Welt zusammenschrumpfte1. Andererseits organi-
sierten die Niederländer gerade am Ende ihrer sechs Monate und nach dem
Debakel vom 30. September, zweimal pro Woche Treffen der für die Regierungs-
konferenzen zur Politischen Union zuständigen persönlichen Vertreter.

Beide Präsidentschaften hatten natürlich auch aufgrund der noch nicht erledig-
ten Arbeit ein volles Programm, wobei die Ratsarbeit an sich eigentlich nur wenig
geändert wurde. Dies vor allem auch deswegen, weil sowohl die Luxemburger als
auch die Niederländer versuchen mußten, den vorhandenen Schwung bei der
Vollendung des Binnenmarktes aufrechtzuerhalten. In diesem Bereich wurde der
sozialen Dimension des Marktes zunehmend mehr Aufmerksamkeit gewidmet.
Zusätzlich hatten beide Präsidentschaften mit einer Vielzahl von externen Krisen
zu kämpfen, sowohl mit den Kriegen am Golf und in Jugoslawien als auch mit
eher unerwarteten Ereignissen wie dem Staatsstreich in der Sowjetunion. Außer-
halb der Gemeinschaft warteten ebenfalls Themen darauf, abgeschlossen zu
werden, so zum Beispiel die Verhandlungen zum Europäischen Wirtschaftsraum
(EWR) und die angestrebte Beendigung der Verhandlungen zur Uruguay-Runde
des GATT. Nur wenige dieser Themen konnten schnell abgehakt werden.
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Management der Geschäfte

Die Regierungen beider Staaten waren während der Präsidentschaft in ihren
Ambitionen eher bescheiden. Der luxemburgische Premierminister Jacques Santer
brachte dies zum Ausdruck, indem er meinte, daß kleinere Staaten "keine politi-
schen Ambitionen haben; sie wollen nur der Gemeinschaft dienen. Deswegen
werden die Initiativen, die wir vorlegen, nicht so kritisiert wie die, die aus anderen
Ländern kommen"2. Die Niederländer waren da schon ein wenig forscher. Dies
wurde besonders im September deutlich, als Staatssekretär Piet Dankert einen
ambitionierten Vertragsentwurf zur Politischen Union vorstellte, der dann al-
lerdings von fast allen anderen Mitgliedsregierungen abgelehnt wurde.

Alles in allem traf sich der Rat 83 Mal in seinen verschiedenen Formen,
verabschiedete 72 Richtlinien, 335 Verordnungen und 174 Beschlüsse3. Hin-
zuzufügen sind hier noch die Vorbereitungen der Außen- und Finanzminister zu
den Regierungskonferenzen, die dann letztendlich zur Unterzeichnung des
Maastrichter Vertrages im Dezember 1991 führten. Solche Zahlen sagen aber
noch nichts über die Komplexität der Ratsarbeit aus, die zum einen durch das
Streben nach Mehrheitsentscheidungen und zum anderen aufgrund des Koopera-
tionszwanges mit dem Europäischen Parlament immer mehr zunimmt. Bei einer
Anzahl von Themen wie zum Beispiel in der Harmonisierung der Mehrwertsteuer,
im sozialen Bereich oder auch bei Themen wie Gesundheit und Sicherheit waren
ein oder mehrere Mitgliedstaaten nicht gewillt, Kompromisse einzugehen, so daß
die Aufgaben der Koordination und Vermittlung für den Rat schwieriger wurden.

Vollendung des Binnenmarktes

Vergleicht man die Konsensbildung in den Binnenmarkt-Vorschlägen mit früheren
Präsidentschaften, war es vielleicht zu erwarten, daß die noch ausstehenden
Punkte des Weißbuches zu den schwierigeren und politisch sensibleren Themen
gehörten. Sicherlich gab es auch einen Grund für das langsame Tempo, der
vielleicht stellvertretend mit der Absage des vorgesehenen Binnenmarkt-Rates am
18. Februar deutlich gemacht werden kann. Dieser kam hauptsächlich deswegen
nicht zustande, weil nicht genügend Dossiers für die Ratsdiskussion fertiggestellt
werden konnten. Außerdem kam hinzu, daß das Europäische Parlament für seine
Meinungsbildung zu den Vertragsentwürfen ebenfalls lange Zeit brauchte. Nichts-
destoweniger wurde solide gearbeitet, so daß mit dem Ende der Luxemburgischen
Präsidentschaft fast 75% des Binnenmarktprogramms verabschiedet werden konn-
ten. In 61 Binnenmarktrichtlinien konnten eine gemeinsame Position oder zumin-
dest eine grundsätzliche Übereinstimmung erzielt werden4.

Eine der wichtigsten Einigungen des ersten halben Jahres konnte auf dem
schwierigen Gebiet der Steuerharmonisierung erzielt werden. In den letzten
Tagen der luxemburgischen Präsidentschaft wurde ein politisches Einverständnis
über die Mindestrate der Mehrwertsteuer gewonnen. Man einigte sich auf eine
Standardrate von 1%. Der Rat hatte die Errichtung von Höchstraten, wie dies
anfangs von der Kommission vorgeschlagen wurde, abgelehnt. Einige Wochen
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früher wäre jegliche Einigung noch als unwahrscheinlich angesehen worden. Die
Einigung bleibt jedoch nur eine politische, denn die britische Opposition ver-
weigerte einer gesetzlich bindenden Direktive die erforderliche Einstimmigkeit —
die britische Position ist im wesentlichen die, daß die Mehrwertsteuerraten
aufgrund der Marktkräfte von selbst konvergieren werden. Die Briten konnten
sich auch in der Einbehaltung von Null-Steuerraten auf einige Produkte wie zum
Beispiel Lebensmittel (zumindest bis 1997) durchsetzen. Bezüglich der indirekten
Steuern wurde Einverständnis in der Mindeststeuer auf Zigaretten (50% des
Einzelhandelspreises) und auf Bier erzielt, während Wein, hauptsächlich aufgrund
des Widerstandes der Franzosen, zollfrei bleibt.

Unter der Präsidentschaft der Niederlande wurden die Binnenmarktverhand-
lungen wieder intensiviert. Dies belegen 74 verabschiedete Richtlinien bzw.
grundsätzliche Gemeinsame Standpunkte. Gleichzeitig waren die Niederländer
bereit, eine rigorose Form der Politik des äußersten Risikos einzugehen. Trotz-
dem: die definitiven Zahlen zeigen, daß es einen massiven Schub gegen Ende des
Jahres gegeben hat, der dem Binnenmarkt-Ministerrat vom 19. Dezember eine
besondere Produktivität bescheinigte. Beachtlicher Druck wurde auch auf andere
Ministerräte ausgeübt und zwar besonders auf die der Landwirtschaft und dem
ECOFIN (Rat der Wirtschafts- und Finanzminister), die viele noch ausstehende
Maßnahmen auf ihren Tagesordnungen hatten5. Auf dem informellen Treffen des
Binnenmarkt-Ministerrates vom 14./15. September war man sich auch darüber
einig, eine inoffizielle Troika wiedereinzuführen, die die portugiesische und
britische Präsidentschaft mit einschließt, damit die Anträge bis zum Stichtag, dem
31. Dezember 1992 abgeschlossen werden können.

Dadurch, daß man auf dem Gebiet der Vollendung des Binnenmarktes der
Güter und Dienstleistungen gut vorankam, konnte die Aufmerksamkeit mit
Unterstützung der Kommission verstärkt auf die soziale Dimension des einheitli-
chen Marktes gelenkt werden. Trotz der Gegensätzlichkeiten in einigen Themen-
bereichen, so vor allem die der Briten in den Verhandlungen über die soziale
Gesetzgebung, entwickelte sich eine außerordentliche Entschlossenheit seitens der
luxemburgischen Präsidentschaft mit den Vorschlägen der Kommission voranzu-
kommen. Ihre Treffen waren jedoch nicht sehr erfolgreich. Die auftretenden
Schwierigkeiten im Kooperationsprozeß brachten den luxemburgischen Minister
Jean-Claude Juncker zur Verzweiflung, denn in den unproduktiven Debatten
tendierten die Mitgliedstaaten dazu, "alles zu akzeptieren, was mit ihren nationa-
len Gesetzen konform geht und alles abzulehnen, das sie zwingen würde, sie zu
modifizieren"6.

Zudem maß Piet Dankert dem freien Personenverkehr eine besondere psycho-
logische Bedeutung zu, weil dieser für die Öffentlichkeit in den Mitgliedstaaten
eines der prägnantesten und greifbarsten Zeichen des europäischen Integrations-
prozesses sein wird7. Im Juni 1991 traten Portugal und Spanien dem Schengener
Abkommen bei, womit ein grenzfreies Europa unter inzwischen acht von zwölf
Mitgliedstaaten geschaffen werden soll. Trotzdem entwickelten sich die Themen
freier Personenverkehr und Einwanderung in den Regierungskonferenzen zur
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Politischen Union zu kritischen Punkten, was sich auch nach der Unterzeichnung
der Maastrichter Verträge in einigen Mitgliedstaaten zeigte. Trotz der Bemühun-
gen beider Präsidentschaften, eine organische Entwicklung der Gemeinschaft
unter der Berücksichtigung der Interessen der Mitgliedsländer voranzutreiben,
standen zu viele Staaten einer Thematisierung der Immigrationsproblematik in
den Regierungsverträgen skeptisch gegenüber.

Unter den mit dem Binnenmarkt eng zusammenhängenden Themenfelder war
der Bereich Verkehr von besonderem Interesse für die Niederländer. So legte
zum Beispiel der niederländische Premierminister 1990 dem Europäischen Rat ein
Memorandum "Europa des Verkehrs" vor. Dies kam nicht überraschend, denn die
Niederlande tragen mit 27% des grenzüberschreitenden Schwerlastverkehrs den
höchsten Prozentsatz unter den Mitgliedstaaten8. Relativ geringe Fortschritte
wurden 1991 allerdings in der unbeschränkten gegenseitigen Anerkennung von
Führerscheinen gemacht, obwohl es der luxemburgischen Präsidentschaft gelang,
zumindest grundsätzliches Einvernehmen zu erzielen (formal wurde im Juli 1991
zugestimmt). Die im September 1991 von der Kommission präsentierten Vor-
schläge über die Liberalisierung des Luftverkehrs waren hingegen wenig erfolg-
reich.

Ein zweites, wichtiges Themenfeld der Niederländer war das der Energie. Im
Juni startete Premierminister Lubbers im Europäischen Rat die Initiative für eine
Europäische Energiecharta. Der Vertragsentwurf dazu kann in gleichem Maße als
persönlicher und nationaler Erfolg bezeichnet werden. Die Charta wurde am 17.
Dezember in Den Haag von 38 Staaten unterzeichnet. Mit starker Unterstützung
der Kommission gelang es den Niederlanden außerdem, die zwölf Mitgliedstaaten
in der Frage der Energie näher zusammenzubringen. Trotz der Zurückhaltung
einiger Regierungen gab es auf dem informellen Treffen der Umweltminister im
Oktober grundsätzlich Einigung darüber, die Energiesteuer als Mittel zur Be-
kämpfung der globalen Erwärmung einzuführen.

Die Landwirtschaft entwickelte sich für den Rat ebenfalls zu einem besonders
kontroversen Thema. Einerseits konnten die Luxemburger am 24. Mai Einigung
im jährlichen Preisfestsetzungsverfahren erzielen (mit einem abschließenden
Vertrag über Getreide im folgenden Monat), der für die meisten Warenpreise auf
festen ECU-Sätzen basiert. Dies wurde jedoch nicht ohne Protest von einigen
Mitgliedstaaten (und Mitgliedern der Kommission) erreicht. Sie bestanden auf der
Notwendigkeit einer Haushaltsmittelaufstockung für den Zeitraum 1991/92 mit der
Begründung, daß die Kosten der Integration der ehemaligen DDR in die Gemein-
same Agrarpolitik (GAP) eher als außerordentliche Kosten denn als gewöhnliche
Haushaltsposten angesehen werden müßten. Generell wurde allerdings den von
der Kommission erarbeiteten Vorschlägen zur Agrarreform mehr Beachtung
geschenkt. Der Rat konnte sich in einer Debatte am 22. Januar 1991 erste Ein-
drücke über diese Vorschläge verschaffen. Angesichts der Bedeutung der Agrarre-
form für die Gemeinschaftsproduzenten und auch für die Uruguay-Runde des
GATT war die Hoffnung der Niederlande, daß ein Einvernehmen über die
MacSharry-Vorschläge während ihrer Präsidentschaft erzielt werden könnte,
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vergeblich. Die intensiven Attacken auf dem ersten Treffen des Agrarministerra-
tes Mitte Juli ließen die Haltung des Rates schon erkennen, der dann auch dazu
überging, für den Rest des Jahres die formalen Kommissionsvorschläge zu disku-
tieren. Für die Niederlande, die den Vorsitz führten, wurde die Situation auch
dadurch erschwert, daß die niederländische Öffentlichkeit die Vorschläge ablehn-
te.

Beziehungen zu den Drittstaaten

Dadurch, daß die Landwirtschaftsminister sich in den Reformpunkten nicht
einigen konnten, wurden die Verhandlungen innerhalb der Uruguay-Runde
merklich belastet. Sie wurden zum ständigen Tagesordnungspunkt für die Agrar-
minister. Die Dunkel-Initiative führte am 23. Dezember zu einem zusätzlichen
Ratstreffen des GATT.

Die Landwirtschaft war auch in bezug auf die Beziehungen zu Osteuropa ein
Streitpunkt in der Gemeinschaft. Der gemeinsame Versuch sich über die Umge-
staltung Europas handelseinig zu werden, scheiterte im September 1991 fast an
der Kontroverse über den osteuropäischen Export von Rindfleisch. Scheinbar
unbeeindruckt von dem dadurch verursachten Belastungsdruck (der durch den
Putschversuch in der UdSSR noch verstärkt wurde), wollte Frankreich mit der
stillschweigenden Unterstützung Belgiens jeglichen Agrarkonzessionen strikte
Begrenzungen auferlegen. Die Verweigerung von großzügigeren Marktzugangs-
angeboten erscheint etwas merkwürdig im Zusammenhang mit dem eigentlich
erklärten Ziel, Osteuropa mit Hilfe von Handelserleichterungen in der Entwick-
lung zur Marktwirtschaft entgegenzukommen. Das merkwürdige Verhalten zeigte
sich auch darin, daß die Gemeinschaft stattdessen die Verhandlungen mit den
sehr viel reicheren Staaten der EFTA im Hinblick auf den EWR intensivierte.
Nachdem alle Seiten auf die französische Regierung beachtlichen Druck ausgeübt
hatten, konnten schließlich im Dezember die Europa-Abkommen unterzeichnet
werden9.

Die Regierungskonferenzen

Im Hinblick auf die besonderen Aufgaben des Rates war es nicht überraschend,
daß beide Präsidentschaften die Gelegenheit suchten, schwierige oder unwichtige-
re Themen zurückzustellen. Ein schwieriges Thema war das der Haushaltsauf-
stellung für die Periode 1993—1997. Die luxemburgische Regierung war davon
überzeugt, daß die Verhandlungen über den Umfang des Haushalts und die
jeweiligen Beiträge der Mitgliedstaaten die Verhandlungen zur politischen und
monetären Union verkomplizieren, ja wenn nicht gar unwiderruflich zu einer Auf-
schiebung jeglicher Diskussion über das "Delors-II-Paket" bis nach den Abschlüs-
sen der Regierungskonferenzen führen würde. Auf ähnliche Weise hatte die
niederländische Regierung gehofft, daß die Verhandlungen zum EWR vor ihrer
Präsidentschaft beendet werden könnte. Aber aufgrund von Differenzen mit den
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EFTA-Staaten über Transitrechte, Fischerei und Kohäsion, kam es hier erst am
21. Oktober zu einer Einigung.

Die luxemburgische Regierung legte ihre Arbeitspläne für die Regierungskon-
ferenzen Mitte Dezember 1990 vor. Es war klar, daß die Vorbereitungen zur
Regierungskonferenz zur Politischen Union nicht annähernd so schnell vorankom-
men würden wie die zur Wirtschafts- und Währungsunion. Vor allem die deutsche
Regierung bezeichnete die beiden Konferenzen aber als voneinander abhängig.
Folglich trafen sich die ständigen Vertreter regelmäßig einmal die Woche. Die
Außenminister diskutierten dann die Fortschritte auf Tagungen, die zusätzlich zu
den regulären monatlichen Treffen des Allgemeinen Rates eingerichtet wurden.
In bezug auf die Währungsunion neigten die ständigen Vertreter dazu, sich 14-
tägig zu treffen, obgleich hier die Finanzminister die Fortschritte monatlich
besprachen.

Im Hinblick auf die wenigen Empfehlungen des Europäischen Rates und der
zunehmenden Anzahl von Vorschlägen entschied sich die luxemburgische Präsi-
dentschaft zu einer innovativen Methode. Um Fortschritte in den Verhandlungen
zur Politischen Union zu erzielen, ließ sie einen Fragebogen austeilen. Die Aktion
endete auf dem Treffen der Ständigen Vertreter am 31. Januar. Es sollten damit
einerseits die Sichtweisen der Mitgliederregierungen insbesondere hinsichtlich des
Charakters einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik aufgezeigt werden,
andererseits wollte man die unterschiedlichen Vorstellungen über Verhandlungs-
dauer und -Spielraum kennenlernen sowie sich einen Überblick über die Vor-
schläge verschaffen10. Wenn es das Ziel war, jeden zu verpflichten, "seine Karten
offen auf den Tisch zu legen", ist dies über die Erwartungen Luxemburgs hinaus
gut und schnell gelungen. Die Präsidentschaft präsentierte ihr 95 Seiten starkes
Papier tatsächlich auch schon am 16. April 1991. "Schon beim ersten Lesen des
Textes waren die von den Mitgliedstaaten und der Kommission eingebrachten
Absichten klar zu erkennen"11. Es stellte die Idee eines Drei-Säulen-Konzeptes in
den Vordergrund. Doch wie es bei Kompromißlösungen so üblich ist, wurde auch
dieses "Non-paper" gehörig kritisiert.

Unterdessen schien die Regierungskonferenz zur WWU gute Fortschritte zu
machen, was in Luxemburg die Hoffnung steigen ließ, die entsprechenden Ver-
träge noch unter ihrer Präsidentschaft abschließen zu können, um dann die
Politische Union den Niederländern zu überlassen. Solche Hoffnungen wurden
von Deutschland zunichte gemacht. Der Luxemburger Gipfel hatte somit mehr
den Anschein einer Inventur und wurde von Luxemburg als Enttäuschung be-
zeichnet.

Die Niederländer hatten sich schon vorher beunruhigt über die Richtung der
Verhandlungen unter der luxemburgischen Präsidentschaft geäußert, besonders
über die Säulenstruktur der Politischen Union. Der niederländische Außenmini-
ster Van den Broek hatte im April die Sorgen der Belgier über das Fehlen einer
Annäherung in der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik unterstützt12. Man
entschied sich deshalb, eine Alternative zu entwerfen, die auf einer organischen
Entwicklung der Gemeinschaft basierte.
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Die Reaktion auf die niederländischen Vorschläge war fast einstimmig. Montag
der 30. September wurde als "Schwarzer Montag" bekannt. Eine Zeitung be-
schrieb ihn so:"... der Tag, an dem in einer von der Gemeinschaft selten gesehe-
nen Abfuhr ein umfassendes niederländisches Programm ... von fast allen ande-
ren Mitgliedstaaten abgeschmettert wurde. Zeit ging verloren, der gute Wille
wurde verschwendet und die niederländische Vermittlerstärke auf einen Gegen-
stand des Spotts reduziert"13. Und doch waren die Niederlande vielleicht nicht
ganz im Unrecht, als sie dem Debakel einen erlösenden Effekt zusprachen.
Sicherlich ließ der niederländische Text den von Luxemburg bescheiden aussehen,
und er machte es deshalb für andere Mitgliedstaaten schwierig, einen weiteren
Vorstoß in Richtung einer Abschwächung zu wagen. Er schickte auch diejenigen
nach Hause, die mit einem ehrgeizigeren Vertrag sympathisierten, denn in einem
eher maximierten Text Einvernehmen zu erlangen, wurde nun sehr unwahrschein-
lich. Insgesamt war bei den Verhandlungen aufgrund der Schwäche der Kommis-
sion ein Trend der Verstärkung der Rolle der Präsidentschaft zu erkennen.
Diesem müssen die Verwicklungen entgegengesetzt werden, die von den größeren
Mitgliedstaaten provoziert wurden, um die Debatten über Schlüsselthemen
vorwegzunehmen. Deutschland zum Beispiel schien England die Chance anzubie-
ten, das Französisch-Deutsche Duumvirat zu erweitern, eine Ouvertüre, die von
Lutz Stavenhagen, dem damaligen Staatsminister im Kanzleramt, im Juli vor-
getragen wurde: "Warum sollten wir das noch länger als Paar und nicht als Trio
tun? Es gibt ein erstes Mal für alles"14. Das französisch-deutsche Tandem schien
jedoch etwas dauerhafter zu sein und wollte die Rolle der Präsidentschaft herun-
terspielen, was zu einem gelegentlichen Massenandrang in den Presseräumen
führte. Wie Piet Dankert ziemlich gelinde ausdrückte: "The larger member-states
apparently want to put their stamp on the IGC. This is not unusual in the Com-
munity history but one should ensure that it does not question the validity of
efforts aimed at positive results at the Maastricht Summit"15.

Gedanken über Reformen des Rates und der Präsidentschaft

Als Konsequenz des außerordentlichen Drucks auf die Präsidentschaft (gerade
auch auf die von kleineren Staaten) und im Hinblick auf die kommende Erweite-
rung, werden der Rolle der Präsidentschaft, des Rates und der Reformen erhöhte
Aufmerksamkeit geschenkt werden müssen. Vorschläge erstrecken sich von der
Entwicklung einer rotierenden Präsidentschaft der größeren Staaten, einer stärke-
ren Rolle der Kommission, einer aktiveren Rolle des Generalsekretariats des
Rates bis hin zu der Bildung einer präsidentiellen Troika, die aus einem großen
Staat, einem mittleren und einem kleinen bestehen soll. Die Länge der Präsident-
schaftszeit ist ebenfalls in die Diskussion geraten. Es wird argumentiert, daß die
sechsmonatige Periode für die Mitgliedstaaten nicht ausreichend ist, um den
Initiativen nachzugehen oder existierende schwierige Dossiers anzupacken.

Es ist nicht leicht vorauszusehen, wie lange man sich Veränderungen noch
widersetzen kann. Die nächste Erweiterung, wahrscheinlich um das Jahr 1995
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fällig, wird die Lücke zwischen den Präsidentschaftsperioden breiter werden
lassen. Sollten Mikro-Staaten wie Malta oder Zypern später den Beitritt schaffen,
werden die Schwierigkeiten der administrativen Überlastung sicherlich allgegen-
wärtig sein. Als mehr als wahrscheinlich gilt dann der schon vorhandene Wider-
stand der kleinen Nationen gegen jegliche Veränderungen, speziell gegen die, die
Macht und Privilegien für die größeren Staaten institutionalisieren. Gleiches gilt
auch für die weitverbreitete Abneigung der Mitgliedstaaten, auf ihre eigenen
Kosten einer erweiterten exekutiven Rolle der Kommission Platz zu machen.
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